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Ratingen (NRW). Auf bessere Koordination im 
Katastrophenmanagement kommt es an stellte 
Michèle Knodt, Professorin an der TU Darmstadt, 
fest., und fast zusammen was wir aus den Feh-
lern lernen können. Die Flutkatastrophe im Ahr-
tal und in weiteren Teilen Deutschlands am 14. 
Juli 2021 hat Deutschland tief erschüttert. Mehr 
als 180 Menschen verloren ihr Leben, zahlreiche 
Orte wurden schwer zerstört und viele Betroffene 
kämpfen bis heute mit den Folgen der Katastro-
phe. Auch fünf Jahre später bleibt die Erinnerung 
an die Opfer und die enormen Herausforderun-
gen dieser Katastrophe lebendig.

Angesichts zunehmender Extremwetterereignisse 
durch den Klimawandel sowie hybrider Bedrohungen 
gewinnt die koordinierte Zusammenarbeit im Kata-
strophenmanagement an Bedeutung. Darauf weist 
Michèle Knodt, Direktorin des Anwendungs- und 
Transferzentrums Digital Resilience Xchange (Di-
ReX) an der Technischen Universität Darmstadt, hin.

Die Politikwissenschaftlerin betont:
„Eine verbesserte Koordination der Beteiligten so-
wie eine verbesserte Integration der Zivilgesellschaft 
würde das Katastrophenmanagement optimieren 
und die Vorbereitung auf zukünftige Katastrophen 
und Krisen erhöhen.“

Die Ereignisse des Sommers 2021 haben zugleich 
einen tiefgreifenden Wandel im Bevölkerungs-
schutz angestoßen. Das Thema hat in Politik und 
Gesellschaft eine neue Aufmerksamkeit erhalten. 
Bund, Länder und Kommunen haben gemeinsam 
zahlreiche Maßnahmen auf den Weg gebracht, um 
Deutschland besser auf künftige Krisen und Katast-
rophen vorzubereiten.
 
„Die Flutkatastrophe im Ahrtal war eine Zäsur für 
den Bevölkerungsschutz in Deutschland. Sie hat 
uns schmerzhaft vor Augen geführt, welche Folgen 
extreme Ereignisse haben können. Unser Mitgefühl 
gilt weiterhin den Angehörigen der Opfer sowie al-
len Betroffenen. Gleichzeitig war die Katastrophe ein 
Auftrag, den Bevölkerungsschutz konsequent weiter-
zuentwickeln. Vieles wurde seitdem verbessert – die-
sen Weg müssen wir gemeinsam weitergehen“, sagt 
Grit Tüngler, Präsidentin des Bundesamts für Bevöl-
kerungsschutz und Katastrophenhilfe (BBK).

In einer Analyse innerhalb des LOEWE-Zentrums 
emergenCITY identifizierte sie 2023 mit Kolleg:innen 
vier Schwachstellen im Katastrophenmanagement, 
die bereits während der Hochwasserkatastrophe 

Fünf Jahre nach der Ahrtalflut
2021 sichtbar wurden und teilweise weiterhin beste-
hen. Dazu gehörte die Koordination innerhalb und 
zwischen Verwaltungs- und Katastrophenschutzstä-
ben. Fehlende Routine und fehlende gemeinsame 
Fachsprachen verzögerten Entscheidungen. Darü-
ber hinaus gab es zweitens Probleme an der Schnitt-
stelle zwischen Katastrophenschutzstäben und Ein-
satzkräften. So führten Kommunikationsausfälle zu 
nicht eingesetzten Rettungskräften. Hinzu kam drit-
tens die Rolle politisch Verantwortlicher. 

Die Analyse zeigte, dass die gesamtpolitisch Verant-
wortlichen auf den unterschiedlichen Ebenen sich-
teilweise aus dem Verantwortungsbereich des Kata-
strophenmanagements zurückzogen.

Michèle Knodt, Professorin für Politikwissenschaft an
der TU Darmstadt ist Direktorin des Anwendungs- und Transferzent-
rums Digital Resilience Xchange. Bildnachweis: Klaus Mai

Und viertens mangelte es an einer durchdachten In-
tegration der Zivilgesellschaft. Spontanhelfer:innen 
waren zwar zahlreich vor Ort, wurden aber nicht op-
timal eingebunden. Diese Phänomen der Spontan-
helfer wurde bei den Hochwassern 2002 und 2013 
erlebt, wobei bereits 2013 die digitale Komunitaktion 
der Spontanhelfer ein wesentlicher Faktor zur Mobili-
sierung beitrug. Eine Analyse sowie eine Auswertung 
des Phänomen „Spontanhelfer“ wurde jedoch nicht 
umfassend ausgewertet und in die Katastrophenvor-
sorge eingefügt.

„Verwaltungsstäbe benötigen eigene Trainingskon-
zepte parallel zu Katastrophenschutzstäben, Ein-
satzkräfte müssen besser über Führungsstrukturen 
in Großschadenslagen aufgeklärt werden und die Zi-
vilgesellschaft muss besser integriert werden“, sagt 
Michèle Knodt.
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Gemeinsam Krisen bewältigen: 
Bund und Länder setzen auf einheitliche Standards
Eine zentrale Lehre aus der Flutkatastrophe betrifft 
die Zusammenarbeit im Krisenmanagement. Große 
Schadenslagen machen nicht an Verwaltungsgren-
zen halt. Umso wichtiger ist es, dass Verantwortliche 
in Kommunen, Ländern und Bund nach gemeinsa-
men Standards arbeiten und in Krisen schnell hand-
lungsfähig sind. 
 
Deshalb haben Bund und Länder in den vergangenen 
Jahren die Krisenmanagementausbildung grundle-
gend weiterentwickelt. Erstmals wurden gemeinsa-
me und verbindliche Ausbildungsstandards verein-
bart, die eine ebenenübergreifende Zusammenarbeit 
stärken. Für den Bund hat hier die Bundesakademie 
für Bevölkerungsschutz und Zivile Verteidigung des 
BBK federführend den Prozess begleitet. Ziel ist es, 
dass Führungsstäbe, Lagezentren und Entschei-
dungsträger künftig auf einer gemeinsamen Grund-
lage arbeiten, Informationen einheitlich bewerten und 
Entscheidungen schneller abstimmen können.
 
Mit der finalen Abstimmung auf der Frühjahrs-IMK in 
diesem Jahr wurde jetzt der wichtige Schritt hin zu 
einem bundesweit anschlussfähigen Krisenmanage-
ment vollzogen – bei gleichzeitiger Berücksichtigung 
der jeweiligen Zuständigkeiten und Besonderheiten 
der Länder.
 
Klare Zuständigkeiten, starke Unterstützung
Der Katastrophenschutz liegt in Deutschland in der 
Verantwortung der Länder. Auch die Kommunen 
übernehmen insbesondere im Brand- und Rettungs-
wesen wichtige Aufgaben für die Sicherheit der Be-
völkerung. Der Bund ist vor allem für den Zivilschutz 
im Spannungs- und Verteidigungsfall zuständig.

Bei aller Planungs- und Refomgedanken sollte unbe-
dingt bei größeren Schadenslagen ein bundesweites 
Lagezentrum aktivert werden. Dieses Lagezentrum 
muß eine Übersicht und einen Zugriff auf bundeswei-
te Hilfskräfte haben. (Das BBK verfügt bereits über 

ein großes Lagezentrum, das „nur“ entsprechend 
ertüchtigt werden muß.)
 
Gerade bei großflächigen Schadenslagen zeigt 
sich jedoch die Bedeutung eines engen Zusam-
menwirkens aller Ebenen. Der Bund mit dem BBK 
unterstützt die Länder dabei unter anderem durch 
Information, Beratung, Koordination, gemeinsame 
Lagebilder sowie durch die Bereitstellung von Res-
sourcen und Fähigkeiten. Die vergangenen Jahre 
haben gezeigt, dass ein leistungsfähiger Bevöl-
kerungsschutz nur im engen Schulterschluss von 
Bund, Ländern und Kommunen gelingen kann. 
 
Warnungen erreichen die Bevölkerung heute 
schneller
Eine weitere wichtige Konsequenz aus der Flutka-
tastrophe war die Weiterentwicklung des Warnsys-
tems. Mit der Einführung von Cell Broadcast kön-
nen Warnmeldungen heute direkt auf Mobiltelefone 
in einem betroffenen Gebiet gesendet werden – 
schnell, niedrigschwellig und unabhängig von einer 
installierten App.
 

Gleichzeitig wurde der Ausbau der Sireneninfra-
struktur vorangetrieben. Mit den vom BBK admi-
nistrierten Förderprogrammen des Bundes wur-
den bundesweit zahlreiche neue Sirenen errichtet 
und bestehende Anlagen modernisiert. Ziel ist ein 
Warnmix, der Menschen auch dann erreicht, wenn 
einzelne Kommunikationswege ausfallen. Auch die 
Überlegung Kirchenglocken als Warnmedium mit 
einzusetzen sollten nicht vernachlässigt werden. 
Bei der Ahrflut fielen Sirenen, Lautsprecher und di-
gitale Medien aus. Kirchglocken lassen sich noch 
händisch bedienen und sind jederzeit zu aktivieren.
 
Vorsorge und Resilienz stärken
Eine gut vorbereitete Bevölkerung ist ein wesent-
licher Bestandteil beim Umgang mit extremen 
Ereignissen. Die große Nachfrage nach den In-
formationsangeboten des BBK zeigt, dass das Be-
wusstsein für Krisenvorsorge in den vergangenen 
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Milliarden Euro in Bevölkerungsschutz und Zivile 
Verteidigung investiert werden. Schwerpunkte sind 
unter anderem moderne Ausstattung, leistungsfähige 
Warn- und Kommunikationssysteme, die Stärkung 
des Ehrenamts sowie die Verbesserung von Aus- 
und Fortbildung.

Fünf Jahre nach der Flutkatastrophe im Ahrtal bleibt 
die Erinnerung an die Opfer Mahnung und Auftrag 
zugleich. Die Erfahrungen von 2021 haben wichti-
ge Veränderungen angestoßen. Der Bevölkerungs-
schutz in Deutschland ist heute besser aufgestellt 
als damals – und wird auch künftig weiterentwickelt 
werden müssen, um den Herausforderungen einer 
sich wandelnden Risikolage wirksam begegnen zu 
können.
 

 Text:informationen vom  Bundesamts für Bevölkerungsschutz und Katastro-
phenhilfe (BBK), Technische Universität Darmstadt Institut für Politikwissenschaft 

Anwendungs- und Transferzentrum Digital Resilience Xchange (DiReX), 
Horst-Dieter Scholz

Jahren gewachsen ist. Besonders der Ratgeber „Vor-
sorgen für Krisen und Katastrophen“ stößt auf anhal-
tend großes Interesse.
 
Im Herbst 2026 wird das BBK eine weitere Informa-
tionskampagne starten, um das Thema Eigenvorsor-
ge noch stärker in den gesellschaftlichen Fokus zu 
rücken. 

Darüber hinaus wurden Maßnahmen zur Trinkwas-
sernotversorgung ausgebaut und die Vorsorge für 
Ausfälle kritischer Infrastrukturen gestärkt. Mit dem 
KRITIS-Dachgesetz hat die Bundesregierung wich-
tige Rahmenbedingungen geschaffen, um lebens-
wichtige Einrichtungen und Versorgungssysteme 
besser zu schützen.
 
Bevölkerungsschutz muß weiter modernisieren
Mit dem im Mai 2026 beschlossenen Pakt für den 
Bevölkerungsschutz wird dieser Modernisierungs-
kurs fortgesetzt. Bis 2029 sollen insgesamt zehn 


